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Vorblatt 


Änderung und Ergänzung 
des Bundeskindergeldgesetzes 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Das Leistungssystem des Bundeskindergeldgesetzes ist seit 
1965 nicht mehr verbessert worden. Zahlreiche Personen mit 
2 Kindern haben den Anspruch auf Zweitkindergeld verloren, 
weil ihr Einkommen die maßgebliche, 1965 nur geringfügig 
erhöhte Einkommensgrenze überstiegen hat. Außerdem ist der 
Realwert des Kindergeldes infolge der Preisentwicklung ge- 
sunken. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht für die Zeit vom 1. September 1970 an 
die Anhebung der für das Zweitkindergeld maßgeblichen Ein- 
kommensgrenze von 7800 DM auf 13 200 DM jährlich und die 
Erhöhung des für das 3. Kind gewährten Kindergeldes um 
10 DM monatlich vor. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Die Anhebung der Einkommensgrenze beim Zweitkindergeld 
führt 

im Jahre 1970 zu einem Mehraufwand 

von 66,7 Millionen DM und 

im Jahre 1971 zu einem Mehraufwand 

von 200,0 Millionen DM. 
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Die Erhöhung des Kindergeldes für das 3. Kind bewirkt einen 
Mehraufwand 

im Jahre 1970 in Höhe von 70,4 Millionen DM und 
im Jahre 1971 in Höhe von 211,2 Millionen DM. 

Die Erhöhung des Kinderzuschlags nach § 33 b Abs. 5 Satz 1 des 
Bundesversorgungsgesetzes, die sich mit der Erhöhung des 
Drittkindergeldes ohne weiteres ergibt, bewirkt folgenden 
Mehraufwand: 

im Jahre 1970 2,7 Millionen DM, 

im Jahre 1971 8,0 Millionen DM. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

III/4 — 28003 — Ki 4/70 


Bonn, den 12. Juni 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Bundes- 
kindergeldgesetzes 


nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit. 

Der Bundesrat hat in seiner 353. Sitzung am 5. Juni 1970 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 
Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Bundeskindergeldgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Bundeskindergeldgesetz vom 14. April 1964 
(Bundesgesetzbi. I S. 265), zuletzt geändert durch 
das Gesetz über die Fortzahlung des Arbeitsent- 
gelts im Krankheitsfalle und über Änderungen des 
Rechts der gesetzlichen Krankenversicherung vom 
27. Juli 1969 (Bundesgesetzbi. I. S. 946), wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 
„ 4 . nichteheliche Kinder,". 

2. In § 4 Abs. 1 Satz 1 wird die Zahl „7800" durch 
die Zahl „13 200" ersetzt. 

3. In § 7 Abs. 7 werden die Worte „Der Bundes- 
minister für Familie und Jugend" durch die 
Worte „Der Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit" ersetzt. 

4. § 8 Abs. 1 Nr. 2 wird aufgehoben, soweit er nicht 
bereits außer Kraft getreten ist. 

5. In § 8 Abs. 4 werden die Worte „Der Bundes- 
minister für Familie und Jugend" durch die 
Worte „Der Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit" ersetzt. 

6. § 9 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Das Wort „uneheliches" wird durch das Wort 
„nichteheliches" ersetzt; 

b) die Worte „Feststellung der Vaterschaft oder 
der Unterhaltspflicht" werden durch die 
Worte „Anerkennung oder rechtskräftigen 
Feststellung der Vaterschaft" ersetzt. 

7. § 10 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Kindergeld beträgt für das zweite 
Kind 25 Deutsche Mark, für das dritte und vierte 
Kind je 60 Deutsche Mark, für das fünfte und 
jedes weitere Kind je 70 Deutsche Mark monat- 
lich." 

8. Dem § 12 Abs. 1 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Das gleiche gilt für die Forderung eines Berech- 
tigten oder eines nach Absatz 3 Begünstigten 
gegen ein Geldinstitut, die durch Gutschrift des 
auf sein Konto überwiesenen Kindergeldes ent- 
standen ist, für die Dauer von sieben Kalender- 
tagen seit der Gutschrift. Eine Pfändung des Gut- 
habens bei dem Geldinstitut gilt als mit der 


Maßgabe ausgesprochen, daß sie das Guthaben 
in Höhe der in Satz 2 bezeichneten Forderung 
während des dort genannten Zeitraums nicht er- 
faßt; der Berechtigte oder der nach Absatz 3 Be- 
günstigte hat dem Geldinstitut nachzuweisen, daß 
die in Satz 2 genannten Voraussetzungen vor- 
liegen. Bei den Beziehern einer laufenden Lei- 
stung nach diesem Gesetz gilt für die Pfändung 
von Bargeld § 811 Nr. 8 der Zivilprozeßordnung 
entsprechend." 

9. In § 20 Abs. 2 Satz 3 werden die Worte „Der 
Bundesminister für Familie und Jugend" durch 
die Worte „Der Bundesminister für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit" ersetzt. 


Artikel 2 

Soweit auf Grund des Artikels 1 Nr. 2 die Ge- 
währung von Zweitkindergeld für die Monate Sep- 
tember bis Dezember 1970 beantragt wird, ist Be- 
rechnungsjahr abweichend von § 4 Abs. 5 Satz 1 
des Bundeskindergeldgesetzes das Jahr 1969. 


Artikel 3 

§ 583 Abs. 2 Satz 1 erster Halbsatz der Reichs- 
versicherungsordnung erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Kinderzulage beträgt monatlich minde- 
stens 

für das zweite Kind 25 Deutsche Mark, 

für das dritte 

und vierte Kind je 60 Deutsche Mark, 

für das fünfte 

und jedes weitere Kind je 70 Deutsche Mark;" 


Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbi. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am 1. September 1970 in Kraft, 
Artikel 1 Nr. 4 jedoch bereits mit Wirkung vom 
1. Juni 1969. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

In der Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 
wurde angekündigt, daß im Jahre 1970 über die Er- 
höhung des Kindergeldes entschieden werden soll. 
Die Bundesregierung hat inzwischen beschlossen, 
im Haushalt 1970 und in der mehrjährigen Finanz- 
planung des Bundes für die Jahre 1971 bis 1973 
Mittel für die Verbesserung des Kindergeldes ab 
1. September 1970 bereitzustellen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält eine An- 
hebung der Einkommensgrenze beim Zweitkinder- 
geld und eine Erhöhung des Kindergeldes für das 
dritte Kind. 

Das mit dem Kindergeldkassengesetz vom 18. Juli 
1961 eingeführte Zweitkindergeld wurde zunächst 
nur Personen gewährt, deren Jahreseinkommen zu- 
sammen mit dem Jahreseinkommen ihres Ehegatten 
im Berechnungsjahr 7200 DM nicht überstieg. Vom 
1. Januar 1965 an wurde diese Einkommensgrenze 
auf 7800 DM erhöht, vom 1. April 1965 an wurde 
sie für Familien mit drei oder mehr Kindern aufge- 
hoben. Die im vorliegenden Gesetzentwurf vorge- 
sehene Anhebung der nur noch für die Zweikinder- 
familien bestehenden Einkommensgrenze auf 13 200 
DM ist ein weiterer Schritt zu deren Beseitigung. 
Die Gesamtzahl der Kindergeldberechtigten wird 
sich durch diese Anhebung von etwa 2,03 Millionen 
auf etwa 2,7 Millionen erhöhen. 

Im Rahmen der für die Verbesserung zur Verfügung 
stehenden Mittel ist auch eine Erhöhung der Kinder- 
geldsätze geboten. Der Gesetzentwurf sieht daher 
eine Erhöhung des Kindergeldsatzes für dritte Kin- 
der von 50 DM auf 60 DM monatlich vor. 

Diese Erhöhung des Kindergeldes macht es erforder- 
lich, auch den für das dritte Kind vorgesehenen 
Mindestbetrag der Kinderzulage aus der gesetz- 
lichen Unfallversicherung entsprechend zu erhöhen. 
Außerdem hat die Erhöhung des Kindergeldes für 
das dritte Kind automatisch eine Erhöhung des Kin- 
derzuschlages nach § 33 b Abs. 5 Satz 1 des Bundes- 
versorgungsgesetzes, der in Höhe des für das dritte 
Kind vorgesehenen gesetzlichen Kindergeldes ge- 
währt wird, zur Folge. 

Die Gelegenheit dieses Gesetzes soll auch dazu ge- 
nutzt werden, die Vorschriften des Bundeskinder- 
geldgesetzes formell an das neue Nichtehelichen- 
Recht des Bürgerlichen Gesetzbuches anzupassen 
und den Pfändungsschutz für Kindergeld zu erwei- 
tern. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Die Änderung bedeutet lediglich eine formale An- 
passung an das neue Nichteheiichen-Recht des Bür- 
gerlichen Gesetzbuches. 


' Zu Nummer 2 

Die nur noch für die Zweikinderfamilien geltende 
Einkommensgrenze soll auf 13 200 DM angehoben 
werden. 

Zu Nummer 3 

' Bei der Neubildung der Bundesregierung zu Beginn 
: der 6. Legislaturperiode sind die Aufgaben des ehe- 
maligen Bundesministers für Familie und Jugend 
I auf den nunmehrigen Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit übergegangen. 

Zu Nummer 4 

Diese Vorschrift hat nur Bedeutung für das Land 
Berlin. § 8 Abs. 1 Nr. 2 ist für die Bundesrepublik 
bereits ab 1. Juni 1969 durch Artikel 3 des Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Unterhaltssicherungs- 
gesetzes vom 14. Äpril 1969 (BGBL I S. 289) aufge- 
hoben. In dem genannten Änderungsgesetz fehlt 
jedoch die Berlin-Klausel. § 8 Äbs. 1 Nr. 2 muß da- 
her noch für das Land Berlin rückwirkend ab 1. Juni 
1969 aufgehoben werden (vgl. hierzu Ärtikel 5). 
Diese Äufhebung hat aber nur formelle Bedeutung. 
Eine Benachteiligung von Kindergeldberechtigten in 
Berlin konnte in der Zwischenzeit nicht entstehen, 
da Kinderzulagen nach dem Wehrsoldgesetz seit 
dem 1. Juni 1969 nicht mehr gezahlt werden und so- 
I mit die Gewährung von Kindergeld durch § 8 Äbs. 1 
! Nr. 2 nicht mehr ausgeschlossen war. 

■ Zu Nummer 5 

Es wird auf die Äusführungen zu Nummer 3 ver- 
wiesen. 

Zu Nummer 6 

Die Änderungen bedeuten — ebenso wie die Ände- 
rung unter Nummer 1 — lediglich eine formale An- 
passung an das neue Nichteheiichen-Recht des Bür- 
gerlichen Gesetzbuches. 

i 

I Zu Nummer 7 

Das Kindergeld für das dritte Kind soll um 10 DM 
auf 60 DM monatlich erhöht werden. 

I Zu Nummer 8 

' ln rund 70 v. H. aller Zahlungsfälle wird das Kinder- 
geld auf ein Konto des Berechtigten oder des nach 
! § 12 Abs. 3 Begünstigten überwiesen. Die bargeld- 
lose Zahlung, die insbesondere aus Gründen der 
Verwaltungsvereinfachung zu begrüßen ist, erfor- 
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dert einen besonderen Pfändungsschutz für die For- 
derung des Berechtigten (oder des Begünstigten) 
gegen das Kreditinstitut, In den ersten 7 Tagen nach 
der Gutschrift des Kindergeldes soll der Berechtigte 
(oder Begünstigte) einen dem Kindergeld entspre- 
chenden Geldbetrag auch dann abheben können, 
wenn das Guthaben gepfändet, verpfändet oder ab- 
getreten worden ist oder das Konto einen Debet- 
saldo ausweist. Um eine unzumutbare Belastung der 
Geldinstitute zu vermeiden, bleibt es dem Berech- 
tigten (oder Begünstigten) überlassen, die Voraus- 
setzung für die Unpfändbarkeit nacbzuweisen. 

Eine den angefügten Sätzen 2 und 3 entsprechende 
Regelung enthalten § 149 Abs. 2 des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes, § 22 Abs, 2 des Ausbildungsförde- 
rungsgesetzes und § 119 Abs. 3 der Reicbsversiche- 
rungsordnung. 

Der weiterhin angefügte Satz 4 soll den Bezieher 
von Kindergeld im Falle der Pfändung von Bargeld 
in gleicher Weise schützen wie den Empfänger von 
Lohn oder Gehalt. 

Eine entsprechende Regelung enthalten § 149 Abs. 3 
des Arbeitsförderungsgesetzes, § 22 Abs. 3 des Aus- 
bildungsförderungsgesetzes und eine ähnliche Rege- 
lung enthält § 119 Abs. 4 der Reichsversicherungs- 
ordnung. 

Zu Nummer 9 

Es wird auf die Ausführungen zu Nummer 3 ver- 
wiesen. 


Zu Artikel 2 

Nach Artikel 1 Nr. 2 in Verbindung mit Artikel 5 
wird die Einkommensgrenze beim Zweitkindergeld 
ab 1. September 1970 von 7800 DM auf 13 200 DM 
jährlich erhöht. Artikel 2 bestimmt, daß für den 
Leistungszeitraum September bis Dezember 1970 
— abweichend von § 4 Abs. 5 Satz 1 des geltenden 
Rechts — die Einkommensverhältnisse des Berech- 
tigten im Kalenderjahr 1969 (Berechnungsjahr) maß- 
gebend sind. Diese Regelung ist geboten, weil 
sonst in den Fällen, in denen nach § 4 Abs. 5 Satz 1 
des geltenden Rechts das Kalenderjahr 1968 das 
maßgebliche Berechnungsjahr wäre, bereits am 1. Ja- 
nuar 1971 ein Wechsel des Berechnungsjahres ein- 
treten würde. Das hätte zur Folge, daß schon nach 
viermonatiger Bezugszeit erneut die Einkommens- 
verhältnisse geprüft werden müßten (Feststellung 
des Einkommens im Kalenderjahr 1969) und daß ein 
Teil der Berechtigten, die am 1. September 1969 in 


den Bezug des Zweitkindergeldes kommen, auf- 
grund ihres höheren Einkommens im Berechnungs- 
jahr 1969 schon am 1. Januar 1971 wieder aus dem 
Bezug ausscheiden müßte. 

I Zu Artikel 3 

: Nach geltendem Recht stimmen die Mindestbeträge 
j der Kinderzulage aus der gesetzlichen Unfallver- 
: Sicherung (§ 583 Abs. 2 Satz 1 erster Halbsatz der 
Reichsversicherungsordnung) mit der Höhe der Kin- 
I dergeldsätze überein. Der für das dritte Kind vor- 
' gesehene Mindestbetrag soll daher entsprechend 
I dem Kindergeldgesetz für das dritte Kind erhöht 
I Averden. 


C. Finanzielle Auswirkungen 

Durch dieses Gesetz wird der Bund zusätzlich mit 
folgenden Kosten belastet: 


1970 1971 

in Millionen DM 


a) 

Erhöhung der Einkommens- 
grenze beim Zweitkindergeld . . 

66,7 

200,0 

b) 

Erhöhung des Kindergeldes für 
das dritte Kind 

70,4 

211,2 



137,1 

411,2 

c) 

Erhöhung des Kinderzuschlags 
nach § 33 b Abs. 5 Satz 1 des 
Bundesversorgungsgesetzes , . , 

2,7 

8,0 


Gesamt . . . 

139,8 

419,2 


Die entsprechenden Mittel sind im Haushalt 1970 
I und im Finanzplan des Bundes für die Jahre 1970 
i bis 1973 berücksichtigt. 

Der Mehraufwand für die Erhöhung des Mindest- 
betrages der Kinderzulage für das dritte Kind aus 
der gesetzlichen Unfallversicherung von höchstens 
600 000 DM jährlich wird von den Trägern der ge- 
setzlichen Unfallversicherung getragen. Der davon 
I auf den Bund entfallende Anteil ist unerheblich. 

Eine Mehrbelastung der Länder und Gemeinden tritt 
; nicht ein. 

; Die konjunkturelle Situation im Herbst 1970 läßt 
; sich gegenwärtig noch nicht im einzelnen prognosti- 
I zieren. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu den Eingangsworten 

I 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: j 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- I 
rates das folgende Gesetz beschlossen." ! 

Begründung j 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich aus der | 
förmlichen Änderung des mit Zustimmung des Bun- ] 
desrates erlassenen Bundeskindergeldgesetzes. ! 


2. Zu Artikel 1 

Nach Nummer 7 ist folgende neue Nummer 7 a ein- 
zufügen: 

,7 a. Nach § 10 ist folgender § 10 a einzufügen: 

.§ 10 a 

Die Bundesregierung hat jährlich, erstmals 
zum 31. Dezember 1971, den gesetzgebenden 
Körperschaften des Bundes zu berichten, in- 
wieweit es unter Berücksichtigung der Ent- 


wicklung der wirtschaftlichen Leistungsfähig- 
keit und des realen Wachstums der Volks- 
wirtschaft geboten ist, die Leistungen nach 
diesem Gesetz zu ändern." ' 

Begründung 

Der Bundesrat hält wie in der gesetzlichen Renten- 
versicherung und Unfallversicherung sowie in der 
Kriegsopferversorgung zukünftig eine jährliche An- 
passung der Leistungen nach dem Kindergeldgesetz 
entsprechend der wirtschaftlichen Entwicklung für 
notwendig, Grundlage für eine solche Dynamisie- 
rung muß ein entsprechender Bericht der Bundes- 
regierung über die wirtschaftliche Entwicklung sein, 
der erstmals zum 31. Dezember 1971 erstellt wer- 
den soll. 

3. Der Bundesrat begrüßt die mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf von der Bundesregierung be- 
schlossene Verbesserung der Leistungen nach 
dem Kindergeldgesetz und die Bereitschaft der 
Bundesregierung, noch in dieser Legislatur- 
periode die Reform des Familienlastenausgleichs 
vorzusehen. Dabei sollen die steuerlichen Er- 
leichterungen und die unmittelbaren Zahlungen 
zu einem einheitlichen, gerechten System zusam- 
mengefaßt werden. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Änderung eines mit Zustimmung des Bundes- 
rates ergangenen Gesetzes bedarf nur dann der 
Zustimmung des Bundesrates, wenn sich die Ände- 
rung gerade auf solche Teile des ursprünglichen 
Gesetzes bezieht, die dessen Zustimmungsbedürf- 
tigkeit begründet haben. Dies ist hier nicht der Fall. 


Zu 2. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Bundesregierung bereitet eine grundlegende 
Reform des Familienlastenausgleiches vor, die — zu- 


sammen mit der Reform des Steuerrechts — noch in 
dieser Legislaturperiode vom Bundestag verabschie- 
det werden soll. Im Rahmen dieser Reform wird 
auch über die Fragen einer systemgerechten Änpas- 
sung der Leistungen an die allgemeine wirtschaft- 
liche Entwicklung zu entscheiden sein. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Regelung, die 
mittelbar auf eine Dynamisierung des Kindergeldes 
gerichtet ist, würde somit nur für eine verhältnis- 
mäßig kurze Übergangszeit gelten und daher keine 
grundlegende Bedeutung erlangen können. Hinzu 
kommt, daß mit einer solchen Regelung für die 
Übergangszeit Hoffnungen geweckt würden, die 
voraussichtlich nicht erfüllt werden könnten. Denn 
nach dem derzeitigen Stand des Finanzplanes des 
Bundes sieht die Bundesregierung für die Zeit bis 
1973 keine Möglichkeit, weitere Verbesserungen 
des Kindergeldes, die über die jetzt von ihr vorge- 
sehenen hinausgehen, zu finanzieren. 
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